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MDR-324493-2026-12 Wien, 9. April 2026 

Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumen- 
tenschutz, mit der die Verordnung der Bundesministerin 

für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
betreffend Bestimmungen für die Erstellung von Pflege- 
dienstleistungsstatistiken sowie von weiterführenden 

statistischen Auswertungen (Pflegedienstleistungsstatis- 

tik-Verordnung 2012 - PDStV 2012) geändert wird; 
Begutachtung; 

Stellungnahme 
zu GZ: 2026-0.130.026  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 24. Feber 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung der Bundesmi-

nisterin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung 

der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz betreffend Bestim-

mungen für die Erstellung von Pflegedienstleistungsstatistiken sowie von weiterführenden statisti-

schen Auswertungen (Pflegedienstleistungsstatistik-Verordnung 2012 – PDStV 2012) geändert wird,  

wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach der Promulgationsklausel das Einvernehmen „mit dem*der 

Bundeskanzler*in“ herzustellen ist, dem Pflegefondsgesetz eine entsprechende Grundlage dafür 

jedoch nicht zu entnehmen ist.  

 

Im Hinblick auf die für den Pflegefonds umfassend zur Verfügung zu stellenden Datensätze wird 

kritisch angemerkt, dass keine nachvollziehbare Begründung vorliegt, aus der der Zweck und die 

Notwendigkeit der zu erhebenden Daten hervorgeht. Darüber hinaus wird auf die mangelnde Validi-

tät, Vergleichbarkeit und Erhebbarkeit hingewiesen. 

 

Insgesamt ist durch die vorgesehene Novellierung von einem erhöhten administrativen Aufwand 

auszugehen, insbesondere aufgrund der zusätzlichen Datenerhebungen. Vor diesem Hintergrund 

sind weiterführende und präzisere Informationen zu den geplanten Abläufen, zur konkreten Ausge-

staltung der künftig vorgesehenen Formulare bzw. Datenbanken sowie zu allfälligen Übergangsfris-

ten von zentraler Bedeutung. Diese Informationen liegen derzeit noch nicht vor. In diesem Zusam-
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menhang wird um Bekanntgabe ersucht, bis wann das angekündigte Handbuch voraussichtlich zur 

Verfügung stehen wird. 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

Z 6 Differenzierung nach Geschlechtsbezeichnungen 

 

Das Land Wien begrüßt die Differenzierung in drei Kategorien „männlich“, „weiblich“ und „weitere 

Geschlechtseinträge“. Eine Datenlieferung ist jedoch frühestens für das Berichtsjahr 2027 möglich.  

 

Z 10 Altersgruppen 

 

Für die Pflegeausbildungsdatenbank wurde bisher auch die Kategorie „15 bis 19 Jahre“ erhoben. 

Diese fällt nun in die allgemeinere Kategorie „unter 19 Jahre“. Dies bringt zwar einen Informations-

verlust, es besteht jedoch kein Einwand. 

 

Z 12 Vollzeitäquivalente 

 

Es bedarf weiterhin der Klärung des folgenden Sonderfalls: Bei einem Leistungsanbieter wurde der 

Kollektivvertrag angepasst und die Normalarbeitszeit auf 38 Stunden festgelegt (38 Stunden = 1 

VZÄ). Es besteht jedoch für Mitarbeiter*innen die Option, weiterhin in einem 40 Stunden Modell zu 

arbeiten. Dies erfordert die Möglichkeit, für einen Kopf 1,xx VZÄ zu erfassen und zu übermitteln. 

 

Z 14 Beiträge und Ersätze 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich die Beiträge aus verschiedenen Arten von Einkünften zusam-

mensetzen, sodass eine Darstellung nach Anteilen (Pension, Pflegegeld, sonstiges Einkommen) das 

Gesamtbild nicht vollständig erfassen würde. Die Beiträge und Ersätze werden aus unterschiedlichen 

Einkommensarten erhoben und bei der Abrechnung nicht nach einzelnen Komponenten, sondern 

als Gesamtsumme verbucht. Wie im Workshop der Gesundheit Österreich GmbH (GÖG) aufgezeigt, 

ist eine Aufteilung der Beiträge und Ersätze nach Komponenten - vor allem nach Einkommen und 

Pflegegeld (Zahlungen aufgrund Legalzession) - nicht möglich. 

 

§ 3 Erhebungsmerkmale 

 

Abs. 1 Z 8 Community Nursing 

 

Die vorgesehene umfassende Datenerhebung steht im Widerspruch zur Idee der Community Nurse 

als niederschwelliges Angebot (Workshops, Vorträge, Grätzelveranstaltungen u. a.). bzw. als ergän-

zendes Angebot zu schon bestehenden Strukturen - etwa dem in Wien vollausgebauten Case- und 

Caremanagement. 

 

Im Zusammenhang mit Community Nursing sollten nur das Personal und die Ausgaben erfasst wer-

den müssen, sonstige Daten (etwa Leistungsstunden, Anzahl von Klient*innen etc.) sollten aus dem 

Entwurf gestrichen bzw. mit „(optional)“ gekennzeichnet werden. 
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Abs. 1 Z 1 lit. e, Z 2 lit. f, Z 3 lit. h, Z 4 lit. f, Z 5 lit. e, Z 6 lit. d, Z 7 lit. e - Berufsgruppen 

 

Hinsichtlich der Darstellung der Berufsgruppen erscheint unklar, ob die Angaben zu Köpfen und 

Vollzeitäquivalenten für sämtliche definierte Berufsgruppen auszuweisen sind, oder ob eine Darstel-

lung als Gesamtzahl, wie bisher, ergänzt um eine Differenzierung nach ausgewählten Hauptberufs-

gruppen ausreichend ist. 

 

Das Land Wien weist darauf hin, dass eine Ausweisung für jede einzelne Berufsgruppe, differenziert 

nach Köpfen, VZÄ, Geschlechtskategorien sowie pro Leistungserbringer*in/Einrichtung zu einer 

sehr kleinteiligen und entsprechend umfangreichen Datenmeldung führen würde. 

 

Abs. 2 Pflegeausbildung 

 

Das Land Wien begrüßt den Ansatz, dass die bestehende Pflegeausbildungsdatenbank (GÖG) voll-

umfänglich übernommen werden soll und damit die Eingabe wie in der Vergangenheit fortgeführt 

wird. Ebenso wird befürwortet, dass der mit den Bundesländern erarbeitete Dokumentationsleitfa-

den zur Pflegeausbildungsdatenbank (Stand März 2024) weiterhin die Grundlage für die Erhebung 

bildet. 

 

Abs. 2 Z 2 Anzahl der Ausbildungsplätze pro Ausbildungsjahr 

 

Von der Vorgehensweise zur Berechnung der Gesamtanzahl der Ausbildungsplätze, wie sie auf Seite 

5 der Erläuterungen zu § 3 Abs. 2 Z 2 dargestellt wird, wird abgeraten. Eine Vermischung von Plätzen 

und Personen verfälscht die Aussage und hat keinen erkennbaren Mehrwert. Angeregt wird daher 

eine Hochrechnung der Ausbildungsplätze auf Basis der Ausbildungsplätze im 1. Ausbildungsjahr 

anhand der entsprechenden Ausbildungsjahre. 

 

Abs. 3 Entgelterhöhungsstatistik 

 

Wenn auch Geschlechtskategorien und Altersgruppen erhoben und übermittelt werden sollen, wird 

zur Kommunikation an die Partnerorganisationen dringend eine vom Bund zur Verfügung gestellte 

Vorlage für die Erhebung der Daten benötigt, um entsprechende Datenmeldungen zu veranlassen, 

zumal die bisher geltenden Abrechnungsmodalitäten und Datenerhebungen nach Überführung des 

EEZG in den Bereich des PFG eingestellt werden.  

 

§ 4 Fristen 

 

Der nach § 4 Abs. 2 vorgesehene Zeitrahmen erscheint zu knapp bemessen. Unter diesen Rah-

menbedingungen kann die geforderte Qualitätssicherung nicht gewährleistet werden. Die Erhebung 

zu den Angaben der einzelnen Ausbildungseinrichtungen sollte daher früher, idealerweise bereits im 

April, erfolgen, damit die Erhebung der Ausbildungszahlen spätestens per Ende Juni abgeschlossen 

ist und eine Übermittlung Ende September fristgerecht und qualitätsgesichert erfolgen kann. 

 

§ 11 Kostenersätze 

 

Es ist festzuhalten, dass die Länder sich zwar an den Kosten der Statistik Austria für die Abwicklung 

beteiligen müssen, das Bundesministerium sich aber nicht an hohen Verwaltungskosten für die Da-
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tenerhebung durch die Länder und die Partnerorganisationen beteiligt. Die in dieser Verordnung 

geforderten zusätzlichen Daten erhöhen diesen Aufwand erheblich und nachhaltig - finanziert wird 

dieser letztlich allein durch die Länder. Die in der Verordnung geforderte erweiterte und vollständige 

Datenübermittlung kann durch Wien nur bei entsprechender Abdeckung der Mehrkosten durch den 

Bund erfolgen. Das betrifft sowohl die Kosten beim Fonds Soziales Wien als auch bei den Wiener 

Partnerorganisationen. 

 

§ 12 Übergangsbestimmungen 

 

Die geplanten Änderungen und Erweiterungen (etwa beim Geschlecht oder bei den Berufsgruppen) 

führen wie angemerkt zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand bei den Organisationen in Wien so-

wie beim Fonds Soziales Wien. Die neuen Vorgaben laut Verordnung müssen in die vorhandenen 

Datenerhebungsinstrumente in Wien implementiert und Datenzusammenstellungen neu organisiert 

werden. Dies ist allerdings erst möglich, sobald die neuen Unterlagen der Statistik Austria und damit 

die Abgabedetails zur Gänze dokumentiert vorliegen. Eine Übermittlung der Daten auf Basis der 

neuen Verordnung ist daher frühestens im Jahr 2028 (für das Berichtsjahr 2027) möglich. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 40 (zur Zl. MA40-SR-316179-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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